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paldstinensischen Gebiet, einschlieflich Ost-Jerusalems, abmildern zu helfen, die paldstinensische Wirt-
schaft und Infrastruktur wiederherzustellen und den Ausbau und die Starkung der paléstinensischen Institu-
tionen sowie die in Vorbereitung auf die Unabhéngigkeit unternommenen Anstrengungen zur Errichtung
eines paldstinensischen Staates zu unterstiitzen;

25. ersucht den Generalsekretér, die Bemiithungen fortzusetzen, die er mit den beteiligten Parteien
und in Absprache mit dem Sicherheitsrat unternimmt, um eine friedliche Regelung der Paléstina-Frage her-
beizufiihren und den Frieden in der Region zu fordern, und der Generalversammlung auf ihrer neunund-
sechzigsten Tagung einen Bericht {iber diese Bemiihungen und iiber die Entwicklungen in dieser Angele-
genheit vorzulegen.

RESOLUTION 68/16

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
162 Stimmen bei 6 Gegenstimmen und 8 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.16
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Algerien, Agypten, Bahrain, Bangladesch, Bolivien (Plurinationaler
Staat), Brunei Darussalam, Dschibuti, Ecuador, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Ku-
wait, Libanon, Malaysia, Mali, Marokko, Mauretanien, Namibia, Nicaragua, Oman, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra
Leone, Simbabwe, Somalia, Stidafrika, Sudan, Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische
Emirate, Staat Paléastina.

*  Dafiir: Afghanistan, Agypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Arabische Republik

Syrien, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Athiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus,
Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien (Plurinationaler Staat), Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Da-
russalam, Bulgarien, Cabo Verde, Chile, China, Costa Rica, Céte d’'lvoire, Danemark, Demokratische Republik
Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Demokratische Volksrepublik Laos, Deutschland, Dominikanische
Republik, Dschibuti, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guinea-
Bissau, Guyana, Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Italien, Jamaika,
Japan, Jemen, Jordanien, Kambodscha, Kasachstan, Katar, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien,
Kuba, Kuwait, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Libyen, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malaysia, Maledi-
ven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik, Myanmar,
Namibia, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Osterreich, Pakistan,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Republik Moldau, Ruméanien, Russische Foderation, Salomo-
nen, Sambia, Samoa, San Marino, S&o Tomé und Principe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbi-
en, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Somalia, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Siidafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thailand, Timor-Leste,
Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tunesien, Tirkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn,
Uruguay, Usbekistan, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Konigreich GrofRbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern.

Dagegen: Israel, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien (Foderierte Staaten von), Palau, Vereinigte Staaten von
Amerika.

Enthaltungen: Australien, Kamerun, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Stidsudan, Togo, Tonga.

68/16.  Jerusalem
Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 181 (II) vom 29. November 1947, insbesondere deren die Stadt
Jerusalem betreffende Bestimmungen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 36/120 E vom 10. Dezember 1981 und alle ihre spiteren
einschldgigen Resolutionen, namentlich Resolution 56/31 vom 3. Dezember 2001, in denen sie unter ande-
rem feststellte, dass alle Gesetzgebungs- und Verwaltungsmafinahmen und -handlungen der Besatzungs-
macht Israel, die den Charakter und Status der Heiligen Stadt Jerusalem geéndert haben beziehungsweise
dndern sollen, insbesondere das sogenannte ,,Grundgesetz* {iber Jerusalem und die Erklarung Jerusalems
zur Hauptstadt Israels, null und nichtig sind und unverziiglich riickgéingig gemacht werden miissen,

ferner unter Hinweis auf die fiir Jerusalem relevanten Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich
Resolution 478 (1980) vom 20. August 1980, in der der Rat unter anderem beschloss, das ,,Grundgesetz*
iber Jerusalem nicht anzuerkennen,
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unter Hinweis auf das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 9. Juli 2004 iiber die Rechts-
folgen des Baus einer Mauer in dem besetzten palistinensischen Gebiet®, und unter Hinweis auf ihre Reso-
lution ES-10/15 vom 20. Juli 2004,

mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis iiber alle von staatlichen oder nichtstaatlichen Stellen
ergriffenen MaBnahmen, die gegen die genannten Resolutionen verstof3en,

sowie mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis insbesondere dariiber, dass die Besatzungsmacht Isra-
el die illegalen Siedlungstitigkeiten, einschlieBlich der Provokationen betreffend den sogenannten E-1-Plan,
und den Mauerbau in Ost-Jerusalem und seiner Umgebung fortsetzt und ihre Einschrankungen des Zugangs
der Palastinenser zu und ihrer Wohnsitznahme in Ost-Jerusalem aufrechterhélt, und tiber die weitere Isolie-
rung der Stadt von dem iibrigen besetzten paléstinensischen Gebiet, was alles nachteilige Auswirkungen auf
das Leben der Paldstinenser hat und eine Vereinbarung iiber den endgiiltigen Status Jerusalems préjudizieren
konnte,

ferner mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis dariiber, dass Israel weiter paldstinensische Wohn-
héuser zerstort, Wohnsitzrechte entzieht und eine hohe Zahl paléstinensischer Familien aus Stadtvierteln in
Ost-Jerusalem vertreibt, sowie iliber andere Akte der Provokation und der Aufwiegelung in der Stadt, na-
mentlich durch israelische Siedler, darunter die Entweihung von Moscheen und Kirchen,

mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis iiber die israclischen Ausgrabungen, die in der Altstadt Jerusa-
lems durchgefiihrt werden, auch an religiosen Stitten und in deren Umgebung,

erneut erklérend, dass die internationale Gemeinschaft iiber die Vereinten Nationen ein legitimes
Interesse an der Frage der Stadt Jerusalem und dem Schutz der einzigartigen spirituellen, religiésen und
kulturellen Dimension der Stadt hat, wie aus den entsprechenden Resolutionen der Vereinten Nationen iiber
diese Frage hervorgeht,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretirs iiber die Situation im Nahen Osten®,

1. wiederholt ihre Feststellung, dass alle von der Besatzungsmacht Israel unternommenen Maf-
nahmen, die darauf gerichtet sind, die Heilige Stadt Jerusalem ihren Gesetzen, ihrer Rechtsprechung und
ihrer Verwaltung zu unterstellen, rechtswidrig und somit null und nichtig sind und keinerlei Giiltigkeit be-
sitzen, und fordert Israel auf, alle derartigen rechtswidrigen und einseitigen Maflnahmen sofort zu beenden;

2. betont, dass eine umfassende, gerechte und dauerhafte Losung der Frage der Stadt Jerusalem
die legitimen Anliegen sowohl der paldstinensischen als auch der israelischen Seite berticksichtigen und
auch international garantierte Bestimmungen enthalten soll, die die Religions- und Gewissensfreiheit ihrer
Bewohner sowie den stindigen, freien und ungehinderten Zugang von Menschen aller Religionen und
Staatsangehorigkeiten zu den heiligen Stétten sicherstellen;

3. betont auBerdem die Notwendigkeit, dass die Parteien Ruhe bewahren und Zuriickhaltung
tiben sowie provozierende Handlungen, Aufstachelung und Hetzreden unterlassen, insbesondere in religios
und kulturell sensiblen Bereichen, und bekundet ihre ernste Besorgnis insbesondere iiber die jiingste Serie
negativer Vorfille in Ost-Jerusalem;

4. ersucht den Generalsekretir, der Generalversammlung auf ihrer neunundsechzigsten Tagung
iiber die Durchfiihrung dieser Resolution Bericht zu erstatten.

RESOLUTION 68/17

Verabschiedet auf der 58. Plenarsitzung am 26. November 2013, in einer aufgezeichneten Abstimmung mit
112 stimmen bei 6 Gegenstimmen und 58 Enthaltungen*, auf der Grundlage des Resolutionsentwurfs A/68/L.17
und Add.1, eingebracht von: Afghanistan, Agypten, Algerien, Arabische Republik Syrien, Bahrain, Bangladesch,
Brunei Darussalam, Demokratische Volksrepublik Korea, Dschibuti, Ecuador, Indonesien, Irak, Jemen, Jordanien,

% Siche A/ES-10/273 und Corr.1.
5 A/68/371.
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	24. Der Wirtschafts- und Sozialrat soll die Einbeziehung von Jugendlichen in seine Beratungen weiter fördern und dabei auf den positiven Erfahrungen aufbauen, die in der Vergangenheit mit den informellen Jugendforen gesammelt wurden. Der Rat soll da...
	25. Der Generalsekretär soll Vorschläge zur Förderung der Zusammenarbeit über das gesamte System der Vereinten Nationen hinweg vorlegen und dabei die Funktionen eines gestärkten Wirtschafts- und Sozialrats berücksichtigen, wobei die Sekretariats-Hau...
	26. Der Generalsekretär soll Maßnahmen ergreifen, damit den Bedürfnissen der kleinen Inselentwicklungsländer auf institutioneller Ebene angemessene Aufmerksamkeit entgegengebracht wird, und die dritte Internationale Konferenz über die kleinen Insel...
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